
 

 

  

Unsere  
Schuldnerberatung 
 
 
Das Team 

 Volker Haug, Berater & Leitung 
 Karin Fischer, Beraterin  
 Bettina Wirsing, Beraterin 
 Nina Hofmann, Beraterin 
 Marianne Strohmeier, Sekretariat 

 
Die Berater und Beraterinnen unterliegen 
der Schweigepflicht und halten die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen ein. Aus-
künfte an Dritte werden nur mit ausdrückli-
chem Einverständnis weitergegeben. 
 
Die Schuldnerberatung ist kostenfrei. 
 
Zuständigkeit 
Die Schuldnerberatungsstellen in Wiesba-
den sind verschiedenen Stadtteilen zuge-
ordnet. Bitte wenden Sie sich zur Klärung 
der Zuständigkeit an unser Sekretariat. 
 
Über das Onlineportal im Internet können 
Sie sich auch anonym beraten lassen 
www.caritas.de/onlineberatung 
 
Gefördert durch: 
 

 
. 

Kontakt  
 
 
 
Schuldnerberatung 
Friedrichstraße 26-28 
2. Stock / Zimmer 205 
65185 Wiesbaden 
 
Telefon: 0611 174-161 
schuldnerberatung@caritas-wirt.de 
 
Sprechzeiten Sekretariat:  
Montag bis Freitag 
9:00 bis 12:00 Uhr 
und 
Montag bis Mittwoch 
14:00 bis 15:30 Uhr 
 
Telefonische Schuldnerberatung: 
Freitag von 09:00 Uhr bis 11:30 Uhr 
 
 
Spendenkonto 
Wiesbadener Volksbank 
IBAN: DE52 5109 0000 0000 0579 59  
BIC: WIBADE5W 
Verwendungszweck: Schuldnerberatung 
 
Stand: 07_2024 
 

 
 
 
 

 
Informationen zum 
Pfändungsschutz-
konto 
 
Schuldnerberatung 
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Pfändungsschutz- 
konto 
 
 
Ist Ihr Konto gepfändet darf die Bank Ihnen 
zunächst kein Geld mehr auszahlen. Nur mit 
der Umwandlung Ihres Girokontos in ein 
Pfändungsschutzkonto (P-Konto) können Sie 
zumindest über einen Freibetrag verfügen. 
Der Antrag muss persönlich bei der kontofüh-
renden Bank gestellt werden. Die Bearbei-
tungszeit liegt bei etwa drei Geschäftstagen. 
Jede Person darf nur ein Konto als P-Konto 
führen. Gemeinschaftskonten (z.B. von Ehe-
leuten) müssen in zwei Einzelkonten aufge-
teilt und dann in zwei P-Konten umgewandelt 
werden.  
 
Die Umwandlung in ein P-Konto kann auch 
dann beantragt werden, wenn für das Giro-
konto bereits Pfändungen zugestellt wurden. 
Wird die Umwandlung in ein P-Konto inner-
halb von vier Wochen ab Zustellung der Pfän-
dung vorgenommen, so gilt der P-Konto-
schutz ab Zustellung der Pfändung.  
Die Umwandlung in ein P-Konto wird vom 
Kreditinstitut an die SCHUFA gemeldet, hat 
aber keine Auswirkung auf die Bonität der/s 
Kontoinhaberin/s.  
 
In der Regel wird ein P-Konto nur als Gutha-
benkonto geführt. Haben Sie Ihr Girokonto 
überzogen, sprechen Sie ihre zuständige 
Schuldnerberatungsstelle bezüglich des wei-
teren Vorgehens an.  
 
 
 
 



 

Grundfreibetrag  
 
 
 
Wird das P-Konto gepfändet, so greift ein au-
tomatischer Pfändungsschutz in der Höhe ei-
nes seit 01.07.2024 bestehenden Grundfrei-
betrages von € 1.500,00 je Kalendermonat. 
Alle zwei Jahre wird dieser Pfändungsfreibe-
trag erhöht. Die Inanspruchnahme des Pfän-
dungsfreibetrages setzt voraus, dass auf 
dem Konto ein Guthaben besteht. Über den 
Grundfreibetrag kann auch nach Zustellung 
von Pfändungen verfügt werden, z.B. durch 
Überweisungen und Lastschriften. Unerheb-
lich ist hierbei die Art der Einkünfte (Lohn, 
Sozialleistungen, Steuererstattung u.ä.) und 
der Zeitpunkt des Zahlungseingangs inner-
halb eines Kalendermonats. 
 
Einkünfte von Selbständigen sind seit Einfüh-
rung des P-Kontos automatisch in der Höhe 
des Grundfreibetrages geschützt. 
 
Auszahlung bei Sozialleistungen bei Soll-
saldo 
Eine Verfügung über gutgeschriebenes Kin-
dergeld oder Sozialleistungen ist auch mög-
lich, wenn das Konto im Soll geführt wird 
(Verrechnungsschutz). Hierbei gilt jedoch 
eine  Frist von 14 Tagen nach Gutschrift. 
Eine Verrechnung der Kontoführungs-ge-
bühr mit den Gutschriften ist auch bei P-Kon-
ten zulässig. 
 
 
 
 
 

Erhöhte Freibeträge 
 
 
 
Der automatisch gewährte Grundfreibetrag 
kann sich je nach Lebenssituation der/s Kon-
toinhaberin/s erhöhen. Dies ist dann der Fall, 
wenn einer oder mehreren Personen auf-
grund gesetzlicher Verpflichtungen Unterhalt 
gewährt wird oder für Dritte (z.B. Lebensge-
fährte/in, Stiefkind) Sozialleistungen entge-
gen genommen werden.  
 
Seit 01.07.2024 gelten folgende erhöhte 
Freibeträge bei Unterhaltsverpflichtun-
gen:  
 
€ 2.061,43 bei einer Person 
€ 2.374,21 bei zwei Personen 
€ 2.686,99 bei drei Personen 
€ 2.999,77 bei vier Personen 
€ 3.312,55 bei fünf und mehr Personen. 
 
Zusätzlich pfändungsfrei sind einmalige Sozi-
alleistungen (z.B. Kosten für Klassenfahrten, 
Erstausstattung für Wohnung) oder das Kin-
dergeld, welches auf das gepfändete P- 
Konto überwiesen wird. 

 
 
 

 
 

Nachweise 
 
 
 
Zum Nachweis des Anspruchs auf einen ein-
maligen oder dauerhaften erhöhten Freibe-
trag müssen entsprechende Unterlagen vor-
gelegt werden: 
 

 Leistungsbescheide über laufende Sozial-
leistungen (z.B. ALG I, ALG II, Grundsiche-
rung gem. SGB XII) 

 Leistungsbescheide über einmalige Sozial-
leistungen (z.B. Klassenfahrt, Erstausstat-
tung für Wohnung u.a.) 

 Rentenbescheide 
 bei Verheirateten die Heiratsurkunde und 
der Personalausweis des Partners, um den 
gemeinsamen Haushalt nachzuweisen 

 bei Unterhaltszahlungen Nachweise über 
tatsächlich geleistete Zahlungen z.B. durch 
Quittungen oder Kontoauszüge der letzten 
drei Monate 

 bei eigenen minderjährigen Kindern die 
Geburtsurkunde 

 bei eigenen volljährigen Kindern z.B. der 
Ausbildungsvertrag, um den gesetzlichen 
Unterhalt nachzuweisen sowie der Perso-
nalausweis um den gemeinsamen Haus-
halt nachzuweisen 

 Nachweise über den Bezug von Kindergeld 
oder Kontoauszüge der letzten drei Monate 

 

Wer bescheinigt den 
erhöhten Freibetrag? 
 
 
Die Kreditinstitute akzeptieren nur Bescheini-
gungen über die Erhöhung der Freibeträge 
von folgenden Stellen: 
  

 Arbeitgeber 
 Familienkasse (Kindergeld) 
 Sozialleistungsträger (z.B. Sozialamt) 
 geeignete Personen i.S.v. § 305 InsO 
(Rechtsanwälte, Steuerberater) 

 geeignete Stellen i.S.v. § 305 InsO 
(Schuldner- und Insolvenzberatungsstel-
len) 

 
Bitte klären Sie vorab, inwieweit die betreffen-
den Stellen für Sie tätig werden.  
 
Bitte beachten: 
Das P-Konto ist kein Ansparkonto! 
 
Geldeingänge über die bis zum Ende des 
Folgemonats nicht verfügt wurde, sind 

pfändbar. 
 
 

 

Bild: Deutscher Caritas-

verband e.V./KNA 


